Deutscher Bundestag 

16. Wahlperiode 


Drucksache 16/12587 


08 . 04 . 2009 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften 


A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2007 über die Zertifizierung von Triebfahrzeugführern, die Loko- 
motiven und Züge im Eisenbahnsystem in der Gemeinschaft führen, ist in deut- 
sches Recht umzusetzen. 

Mit der Richtlinie sollen die großen Unterschiede in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften über die Zertifizierung beseitigt und gleichzeitig soll der ge- 
genwärtig hohe Sicherheitsstandard des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft 
erhalten werden. 

Die hoheitlichen Aufgaben, die sich aus der Richtlinie ergeben, obliegen im We- 
sentlichen den nationalen Sicherheitsbehörden; sie können jedoch überwiegend 
auch auf Dritte übertragen werden. 

Die materiellen Anforderungen der Richtlinie entsprechen weitgehend der 
VDV-Schrift 753 „Richtlinie über die Erteilung, Einschränkung und Entziehung 
der Erlaubnis zum Führen von Eisenbahnfahrzeugen bei Benutzung der Schie- 
nenwege von öffentlichen Betreibern der Schienenwege — Eisenbahnfahr- 
zeug-Führerschein-Richtlinie“, die in Deutschland bislang als anerkannte Regel 
der Technik gilt. Diese vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. 
(VDV) erstmals im Jahre 2002 herausgegebene Richtlinie enthält allerdings kei- 
ne behördlichen Aufgaben, sondern richtet sich an die Eisenbahnen. 

Die Richtlinie 2007/59/EG gilt für die Triebfahrzeugführer, die Lokomotiven 
und Züge im Eisenbahnsystem in der Gemeinschaft für ein Eisenbahnverkehrs- 
unternehmen, das über eine Sicherheitsbescheinigung nach § 7a des Allgemei- 
nen Eisenbahngesetzes (AEG) verfügen muss, oder für ein Eisenbahninfrastruk- 
turuntemehmen, das über eine Sicherheitsgenehmigung nach § 7c AEG 
verfügen muss, führen. Zudem sieht sie ein gestuftes Verfahren vor. Bis Ende 
2010 müssen insbesondere alle Triebfahrzeugführer im grenzüberschreitenden 
Verkehr bzw. Kabotageverkehr über einen neuen Triebfahrzeugführerschein 
verfügen, ab Ende 2012 sind alle erstmals auszustellenden Führerscheine auf 
Grundlage der Richtlinie zu erteilen. 

Für die restlichen vom Anwendungsbereich der Richtlinie erfassten Triebfahr- 
zeugführer gelten die neuen Regelungen erst Ende 2017, sofern nicht das Ergeb- 
nis einer Kosten-Nutzen-Analyse eine weitere Verlängerung des Übergangszeit- 
raums durch die Europäische Kommission zulässt. 
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B. Lösung 

Änderung des AEG zur Verankerung der Zuständigkeit der Sicherheitsbehörde 
für die Aufgaben nach Artikel 19 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2007/59/EG, wo- 
bei die Sicherheitsbehörde die Aufgaben überwiegend auf Dritte übertragen 
kann: 

• Erteilung und Entziehung von Triebfahrzeugführerscheinen, 

• Aufforderung an die ausstellende Stelle zur Aussetzung von Bescheinigun- 
gen, 

• Überwachung des Verfahrens für die Zertifizierung von Triebfahrzeugfüh- 
rem, 

• Anerkennung von Ärzten und Psychologen für die Durchführung der Taug- 
lichkeitsuntersuchung der Triebfahrzeugführer, 

• Anerkennung von Personen und Stellen als Prüfern von Triebfahrzeugfüh- 
rem, 

• Führen eines Triebfahrzeugführerscheinregisters. 

Die Regelungen der §§ 7d und 7e AEG zu Schulungseinrichtungen sind anzu- 
passen. 

Zudem sind die Verordnungsermächtigungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 5 
und 16 AEG entsprechend zu präzisieren. 

Ferner ist eine Änderung des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes 
(BEWG) erforderlich, die es dem Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ermöglicht, 
bestimmte Aufgaben auf Dritte zu übertragen, sofern das Europarecht dies zu- 
lässt. 

Daneben ist der Erlass einer Mantelverordnung erforderlich mit 

• einer Verordnung über die Zertifizierung von Triebfahrzeugführern (Trieb- 
fahrzeugführerscheinverordnung - TfVO), 

• Änderungen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) und 

• Änderungen der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshand- 
lungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV). 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Flaushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

Vollzugsaufwand 

Bund 

Durch die neuen Aufgaben aus der Richtlinie entsteht ein erhöhter Verwaltungs- 
aufwand, da es bislang in Deutschland keinen behördlichen Triebfahrzeugfüh- 
rerschein gibt. Dieser Aufwand fällt grundsätzlich beim zuständigen EBA an. 
Die Richtlinie sieht jedoch vor, dass das EBA einen Teil der Aufgaben auf Dritte 
übertragen kann. Umfang und Reichweite der Übertragungsmöglichkeiten wer- 
den erst mit der auf Grundlage dieses Gesetzes noch zu erlassenden Mantelver- 
ordnung festgelegt. 

Der beim EBA neu entstehende Verwaltungsaufwand wird durch Einnahmen 
auf Grund der Erhebung kostendeckender Gebühren nach der Verordnung über 
die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwal- 
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tung des Bundes gedeckt. Der Stellenbedarf des EBA wird Gegenstand des 
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2010. 

Länder 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

Gemeinden 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 


E. Sonstige Kosten 

Den Eisenbahnen, die eine öffentliche Eisenbahninfrastruktur befahren, können 
zusätzliche Kosten durch die Umsetzung der Richtlinie 2007/59/EG entstehen. 
Die Gesetzesänderung enthält jedoch noch keine materiellen Regelungen. Die 
materiellen Anforderungen der EU-Richtlinie, die zudem weitgehend der in 
Deutschland bislang als anerkaimte Regel der Technik geltenden, vom VDV he- 
rausgegebenen VDV-Schrift 753 „Richtlinie über die Erteilung, Einschränkung 
und Entziehung der Erlaubnis zum Führen von Eisenbahnfahrzeugen bei Benut- 
zung der Schienenwege von öffentlichen Betreibern der Schienenwege — Eisen- 
bahnfahrzeug-Führerschein-Richtlinie“ entsprechen, werden erst durch die ge- 
plante Mantelverordnung umgesetzt. 

Wenngleich daher eine exakte Quantifizierung der entstehenden Kosten auf der 
Stufe der Gesetzesänderung noch nicht möglich ist, sind doch Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 


Durch den Gesetzentwurf werden zwei neue Informationspfiichten geschaffen. 

Im Rahmen der Ex-ante-Schätzung ist mit jährlichen Bürokratiekosten in Höhe 
von 1 520 Euro und einmaligen Kosten in Höhe von 15 200 Euro zu rechnen. 


§ 7d Satz 1 Nr. 2 AEG 

Informationspflicht: Antrag auf Anerkennung von Prüfern 

Anzahl betroffene Unternehmen 

ca. 250 

Häufigkeit/Periodizität 

alle 5 Jahre 

erwartete Mehrkosten 

ca. 1 520 Euro pro Jahr (pro Fall: 1 P X 1 h x 30,4 Euro) 

erwartete Kostenreduzierung 

keine 


§ 7d Abs. 1 Nr. 3 AEG 

Informationspflicht: Antrag auf Anerkennung von Ärzten und 
Psychologen für die Untersuchung von Triebfahrzeugführern 

Anzahl betroffene Unternehmen 

ca. 500 

Häufigkeit/Periodizität 

einmalig 

erwartete Mehrkosten 

einmalig 15 200 Euro (pro Fall: 1 P x 1 h x 30,4 Euro) 

erwartete Kostenreduzierung 

keine 


Es werden keine Informationspfiichten für die Verwaltung sowie für Bürgerin- 
nen und Bürger eingeführt, vereinfacht oder abgeschafift. 
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Berlin, April 2009 


Biini>esrepljbi.ik Deutscheand 

DIE BENDESKANZEERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 857. Sitzung am 3. April 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Sechstes Gesetz zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften^ 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 

Das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 27. Dezember 
1993 (BGBl. 1 S. 2378, 2396), das zuletzt durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 26. Februar 2008 (BGBl. 1 S. 215) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Absatz le Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Anerkennung von Schulungseinrichtungen 
und die Überwachung deren Tätigkeit sowie das 
Führen eines Registers über die Schulungsein- 
richtungen;“. 

b) ln Nummer 7 wird der Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. in den Fällen, in denen das Eisenbahnverkehrsun- 
temehmen über eine Sicherheitsbescheinigung 
oder das Eisenbahninfrastrukturunternehmen über 
eine Sicherheitsgenehmigung verfügen muss, 

a) die Erteilung, Aussetzung und Entziehung von 
Triebfahrzeugführerscheinen und die Überwa- 
chung des Fortbestehens der Erteilungsvoraus- 
setzungen; 

b) die 

aa) Überwachung des Verfahrens zur Erteilung 
von Bescheinigungen über die Infrastruk- 
tur und die Fahrzeuge, die der Inhaber 
eines Triebfahrzeugführerscheines nutzen 
und führen darf (Bescheinigungen), 

bb) Überwachung, ob die Erteilungsvorausset- 
zungen für Bescheinigungen fortbestehen, 
und die erforderlichen Aufsichtsmaßnah- 
men, 

cc) Bearbeitung von Beschwerden im Rahmen 
des Verfahrens zur Erteilung von Beschei- 
nigungen; 

c) das Führen eines Triebfahrzeugführerscheinre- 
gisters; 


■ Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2007/59/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Ok- 
tober 2007 über die Zertifiziemng von Triebfahrzeugfiihrem, 
die Lokomotiven und Züge im Eisenbahnsystem in der Ge- 
meinschaft führen (ABI. L 315, S. 51). 


d) die Anerkennung oder Zulassung von 

aa) Ärzten und Psychologen zur Tauglichkeits- 
untersuchung und 

bb) Prüfern 

für die Erteilung von Triebfahrzeugführer- 
scheinen und Bescheinigungen und deren 
Überwachung sowie das Führen jeweils eines 
Registers hierüber.“ 

2. ln § 5a Absatz 2 werden die Nummern 1 und 2 durch die 
Wörter „denjenigen, die durch die in § 5 Absatz 1 ge- 
nannten Vorschriften verpflichtet werden,“ ersetzt. 

3. § 7d wird wie folgt gefasst: 

„§ 7d 

Anerkennungen 

Wer 

1 . Einrichtungen betreibt, in denen dem Fahr- und Zug- 
begleitpersonal oder sonstigem, mit sicherheitsrele- 
vanten Aufgaben betrautem Eisenbahnpersonal die 
erforderlichen technischen Kenntnisse über Fahrzeu- 
ge oder über Strecken, die nur mit einer Sicherheits- 
genehmigung betrieben werden dürfen, die erforder- 
lichen Kenntnisse der Betriebsvorschriften und 
Betriebsverfahren, einschließlich der Signalgebung, 
der Zugsteuerung und Zugsicherung, sowie der für die 
betreffenden Strecken geltenden Notfallverfahren 
vermittelt werden, 

2. Prüfungen für die Erteilung des Triebfahrzeugführer- 
scheins oder der Bescheinigung durchführt, 

3. als Arzt oder Psychologe Tauglichkeitsuntersuchun- 
gen für die Erteilung, Aussetzung oder Entziehung 
des Triebfahrzeugführerscheins durchführt oder unter 
seiner Aufsicht durchführen lässt, 

bedarf der Anerkennung durch die zuständige Behörde 
nach Maßgabe einer auf Grund des § 26 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4, 5 und 16 ergangenen Rechts Verordnung. 
Satz 1 gilt nicht für Eisenbahnen, die Schulungseinrich- 
tungen nach Satz 1 Nummer 1 betreiben, wenn ihnen eine 
Sicherheitsbescheinigung oder Sicherheitsgenehmigung 
erteilt worden ist oder sie einen Eisenbahnbetriebsleiter 
bestellt haben, dessen Bestellung durch die zuständige 
Eisenbahnaufsichtsbehörde bestätigt worden ist.“ 

4. ln § 7e Absatz 2 Nummer 2 wird der Punkt durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. Triebfahrzeugführern und Auszubildenden nichtdis- 
kriminierenden Zugang zu seinen Schulungseinrich- 
tungen zu gewähren, sofern in diesen eine Ausbil- 
dung durchgeführt wird, die für die Erteilung des 
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Triebfahrzeugfuhrerscheins oder die Ausstellung der 
Bescheinigung erforderlich ist.“ 

5. § 26 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 

„4. über Erteilung, Aussetzung, Einschränkung und 
Entziehung des Triebfahrzeugführerscheins ein- 
schließlich der Überwachung des Zertifizierungs- 
verfahrens sowie über das Führen eines Registers 
über Inhaber von Triebfahrzeugführerscheinen; 

5. über 

a) die Anforderungen an die Befähigung und Eig- 
nung des Eisenbahnbetriebspersonals, dessen 
Ausbildung und Prüfung, einschließlich der 
Anerkennung von Prüfern sowie Ärzten und 
Psychologen, die Tauglichkeitsuntersuchungen 
durchführen, 

b) die Einrichtung einer unabhängigen Beschwer- 
destelle im Rahmen des Verfahrens zur Aus- 
stellung der Bescheinigungen im Sinne des § 5 
Absatz 1 e Nummer 8 Buchstabe b, 

c) das Führen von Registern über erteilte Beschei- 
nigungen im Sinne des § 5 Absatz le Num- 
mer 8 Buchstabe b und über anerkannte Perso- 
nen und Stellen im Sinne des § 5 Absatz le 
Nummer 8 Buchstabe d, 

d) die Bestellung, Bestätigung und Prüfung von 
Betriebsleitern sowie deren Aufgaben und Be- 
fugnisse, einschließlich des Verfahrens zur Er- 
langung von Erlaubnissen und Berechtigungen 
und deren Entziehung oder Beschränkung;“. 

b) ln Nummer 9 werden nach den Wörtern „benannten 
Stehen“ die Wörter „ , der nach § 7d anerkannten Per- 
sonen und Stellen“ eingefügt. 

c) ln Nummer 16 werden nach dem Wort „Verfahren“ 
die Wörter „und die Registrierung“ eingefügt. 

Artikel 2 

Änderung des Bundeseisenbahn- 
verkehrsverwaltungsgesetzes 

§ 1 des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes 
vom 27. Dezember 1993 (BGBl. 1 S. 2378, 2394), das zu- 


letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. April 2007 
(BGBl. 1 S. 522) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . ln Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 aufgehoben. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 

1 . anderen öffentlichen oder privaten Stellen die Eisen- 
bahnaufsicht und die Erteilung von Genehmigungen, 
Zulassungen oder Anerkennungen, einschließlich 
ihrer Aussetzung, Einschränkung oder Entziehung, 
ganz oder teilweise zu übertragen, 

2. dem Eisenbahn-Bundesamt die Befugnis zu erteilen, 
privaten Stellen 

a) die Erteilung von Genehmigungen, Zulassungen 
oder Anerkennungen, einschließlich ihrer Ausset- 
zung, Einschränkung oder Entziehung, 

b) die Registerführung 

ganz oder teilweise zu übertragen oder die privaten 
Stellen daran zu beteiligen. Eine Übertragung oder 
Beteiligung nach Satz 1 ist nur zulässig, soweit die 
privaten Stellen über die zur Wahrnehmung der Auf- 
gaben erforderliche Sachkunde, Zuverlässigkeit und 
Unabhängigkeit verfügen, ln der Rechtsverordnung 
nach Satz 1 sind die näheren Voraussetzungen für die 
Übertragung oder Beteiligung sowie das Verfahren zu 
regeln. Die Stellen im Sinne des Satzes 1 unterliegen 
der Rechtsaufsicht durch das Eisenbahn-Bundesamt.“ 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Vorschriften des Artikels 1, die zum Erlass von Rechts- 
verordnungen ermächtigen, und Artikel 2 treten am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 

3. Dezember 2009 in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Zertifizierung 
von Triebfahrzeugführem, die Lokomotiven und Züge im 
Eisenbahnsystem in der Gemeinschaft führen, ist in deut- 
sches Recht umzusetzen. 

Mit der Richtlinie sollen die großen Unterschiede in den ein- 
zelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Zertifizierung be- 
seitigt und gleichzeitig soll der gegenwärtig hohe Sicher- 
heitsstandard des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft 
erhalten werden. 

Die hoheitlichen Aufgaben, die sich aus der Richtlinie erge- 
ben, obliegen im Wesentlichen den nationalen Sicherheitsbe- 
hörden; sie können jedoch überwiegend auch auf Dritte 
übertragen werden. 

Die materiellen Anforderungen der Richtlinie entsprechen 
weitgehend der VDV-Schrift 753 „Richtlinie über die Ertei- 
lung, Einschränkung und Entziehung der Erlaubnis zum 
Führen von Eisenbahnfahrzeugen bei Benutzung der 
Schienenwege von öffentlichen Betreibern der Schienen- 
wege - Eisenbahnfahrzeug-Führerschein-Richtlinie“, die in 
Deutschland bislang als anerkannte Regel der Technik gilt. 
Diese vom VDV erstmals im Jahre 2002 herausgegebene 
Richtlinie enthält allerdings keine behördlichen Aufgaben, 
sondern richtet sich an die Eisenbahnen. 

Die EU-Richtlinie gilt für die Triebfahrzeugführer, die Lo- 
komotiven und Züge im Eisenbahnsystem in der Gemein- 
schaft für ein Eisenbahnverkehrsuntemehmen, das über eine 
Sicherheitsbescheinigung nach § 7a AEG verfügen muss, 
oder für ein Eisenbahninfrastrukturuntemehmen, das über 
eine Sicherheitsgenehmigung nach § 7c AEG verfügen 
muss, führen. Zudem sieht sie ein gestuftes Verfahren vor. 
Bis Ende 2010 müssen insbesondere alle Triebfahrzeugfüh- 
rer im grenzüberschreitenden Verkehr bzw. Kabotagever- 
kehr über einen neuen Triebfahrzeugführerschein verfügen, 
ab Ende 2012 sind alle erstmals auszustellenden Führer- 
scheine auf Grundlage der Richtlinie zu erteilen. Für die rest- 
lichen vom Anwendungsbereich der Richtlinie erfassten 
Triebfahrzeugführer gelten die neuen Regelungen erst Ende 
2017, sofern nicht das Ergebnis einer Kosten-Nutzen- Analy- 
se eine weitere Verlängerung des Übergangszeitraums durch 
die Europäische Kommission zulässt. 

Das AEG soll geändert werden zur Verankerung der Zustän- 
digkeit der Sicherheitsbehörde für die Aufgaben nach Arti- 
kel 19 Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 2007/59/EG, wobei die 
Sicherheitsbehörde die Aufgaben überwiegend auf Dritte 
übertragen kann: 

• Erteilung und Entziehung von Triebfahrzeugführerschei- 
nen, 

• Aufforderung an die ausstellende Stelle zur Aussetzung 
von Bescheinigungen, 

• Überwachung des Verfahrens für die Zertifizierung von 
Triebfahrzeugführem, 


• Anerkennung von Ärzten und Psychologen für die 
Durchführung der Tauglichkeitsuntersuchung der Trieb- 
fahrzeugführer, 

• Anerkennung von Personen und Stellen als Prüfer für 
Triebfahrzeugführer, 

• Führen eines Triebfahrzeugführerscheinregisters. 

Die Regelungen der §§ 7d und 7e AEG zu Schulungseirrrich- 
tungen sind anzupassen. 

Zudem sind die Verordnungsermächtigungen des § 26 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 5 und 16 AEG entsprechend zu 
präzisieren. 

Ferner ist eine Änderung des BEWG erforderlich, die es 
dem EBA ermöglicht, bestimmte Aufgaben auf Dritte zu 
übertragen, sofern das Europarecht dies zulässt. 

Daneben ist der Erlass einer Mantelverordnung erforderlich 
mit 

• einer Verordnung über die Zertifizierang von Triebfahr- 
zeugführem (Triebfahrzeugführerscheinverordnung - 
TD/O), 

• Ändemngen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
(EBO) und 

• Ändemngen der Verordnung über die Gebühren und Aus- 
lagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsver- 
waltung des Bundes (BEGebV). 

Gesetzgebungskompetenz 

Dem Bund steht neben der ausschließlichen Gesetzgebungs- 
kompetenz für Eisenbahnen des Bundes (Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 6a des Gmndgesetzes - GG) auch die konkur- 
rierende Gesetzgebungskompetenz für nichtbundeseigene 
Eisenbahnen (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 23 GG) zu. 

Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Bund 

Durch die neuen Aufgaben aus der Richtlinie entsteht ein er- 
höhter Verwaltungsaufwand, da es bislang in Deutschland 
keinen behördlichen Triebfahrzeugführerschein gibt. Dieser 
Aufwand fallt gmndsätzlich beim zuständigen EBA an. Die 
Richtlinie sieht jedoch vor, dass das EBA einen Teil der Auf- 
gaben auf Dritte übertragen kann. Umfang und Reichweite 
der Übertragungsmöglichkeiten werden erst mit der auf 
Gmndlage dieses Gesetzes noch zu erlassenden Mantelver- 
ordnung festgelegt. 

Der beim EBA neu entstehende Verwaltungsaufwand wird 
durch Einnahmen auf Gmnd der Erhebung kostendeckender 
Gebühren nach der Verordnung über die Gebühren und Aus- 
lagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwal- 
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tung des Bundes gedeckt. Der Stellenbedarf des EBA wird 
Gegenstand des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2010. 

Länder 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 
Gemeinden 

Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand entstehen nicht. 

Sonstige Kosten 

Den Eisenbahnen, die eine öffentliche Eisenbahninfrastruk- 
tur befahren, können zusätzliche Kosten durch die Umset- 
zung der Richtlinie 2007/59/EG entstehen. Die Gesetzesän- 
derung enthält jedoch noch keine materiellen Regelungen. 
Die materiellen Anforderungen der EU-Richtlinie, die zu- 
dem weitgehend der in Deutschland bislang als anerkannte 
Regel der Technik geltenden VDV-Schrift 753 „Richtlinie 
über die Erteilung, Einschränkung und Entziehung der Er- 
laubnis zum Führen von Eisenbahnfahrzeugen bei Benut- 
zung der Schienenwege von öffentlichen Betreibern der 
Schienenwege“ entsprechen, werden erst durch die geplante 
Mantelverordnung umgesetzt. 

Wermgleich daher eine exakte Quantifizierung der entste- 
henden Kosten auf der Stufe der Gesetzesänderung noch 
nicht möglich ist, sind doch Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, nicht zu erwarten. 

Bürokratiekosten 

Das Gesetz enthält zwei neue Informationspflichten: 

• § 7d Satz 1 Nummer 2 AEG (erwartete Kostenbelastung: 
jährlich 1 520 Euro) 

• § 7d Satz 1 Nummer 3 AEG (erwartete Kostenbelastung: 
einmalig 15 200 Euro). 

Die neue Informationspflicht auf der Grundlage des § 7d 
Satz 1 Nummer 2 AEG zum Antrag auf Anerkennung von 
Prüfern folgt aus Artikel 25 Abs. 2 i. V. m. Artikel 20 
Absatz 2 der Richtlinie 2007/59/EG. Alternativen bestehen 
nicht. 

Die neue Informationspflicht auf der Grundlage des § 7d 
Satz 1 Nummer 3 AEG zum Antrag auf Anerkennung von 
Ärzten und Psychologen für die Untersuchungen von Trieb- 
fahrzeugführem folgt aus Artikel 1 1 Absatz 2 und 3 i. V. m. 
Artikel 20 Absatz 2 der Richtlinie 2007/59/EG. Alternativen 
bestehen nicht. 

Es werden keine Informationspflichten für die Verwaltung 
sowie für Bürgerirmen und Bürger eingeführt, vereinfacht 
oder abgeschafft. 

Zu den einzelnen Vorsehriften 

Zu Artikel 1 (AEG) 

Zu Nummer 1 (§5 Absatz le) 

Zu Nummer 3 

Anpassung an die neue Begrifflichkeit der Richtlinie 
2007/59/EG (sog. Triebfahrzeugführerscheinrichtlinie, im 


Folgenden Richtlinie genannt), wonach Schulungseinrich- 
tungen gemäß Artikel 20 Absatz 2 i. V. m. Artikel 23 
Absatz 5 und 6 der Richtlinie von der Sicherheitsbehörde 
künftig anzuerkennen (und nicht mehr zu genehmigen) sind. 
Nach Artikel 23 Absatz 4 der Richtlinie i. V. m. Artikel 13 
der Richtlinie 2004/49/EG (sog. Eisenbahnsicherheitsricht- 
linie) nehmen Schulungseinrichtungen Ausbildungsauf- 
gaben wahr. 

Die Regelung wurde zudem um das Register der Schulungs- 
einrichtungen ergänzt, das nach Artikel 20 Absatz 3 i. V. m. 
Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c der Richtlinie zu füh- 
ren ist. 

Zu Nummer 8 

Durch die Neuregelung wird der Aufgabenkatalog der Si- 
cherheitsbehörde um den Aufgabenkatalog des Artikels 19 
Absatz 1 der Richtlinie sowie um die Aufgabe der unabhän- 
gigen Beschwerdestelle nach Artikel 1 5 Satz 2 der Richtlinie 
erweitert. 

Es wird klargestellt, dass die Zuständigkeit der Sicherheits- 
behörde lediglich die Triebfahrzeugführer umfasst, die dem 
Anwendungsbereich der Richtlinie unterliegen. Somit gelten 
die Regelungen lediglich für diejenigen Triebfahrzeugfüh- 
rer, die Fahrzeuge für ein Eisenbahnverkehrsuntemehmen, 
das über eine Sicherheitsbescheinigung nach § 7a verfügen 
muss, oder für ein Eisenbahninfrastrukturuntemehmen, das 
einer Sicherheitsgenehmigung nach § 7c AEG bedarf, füh- 
ren. Außerhalb der Neuregelungen gilt weiterhin die bisheri- 
ge Zuständigkeitsaufteilung. 

Die Neuregelung betrifft lediglich die Zuständigkeitsvertei- 
lung. Die Frage der Anwendbarkeit der Richtlinie und damit 
auch der Anwendung der Übergangsbestimmungen des 
Artikels 37 der Richtlinie wird auf dem Verordnungswege 
geregelt. 

Zu Buchstabe a 

Die Neuregelung umfasst die Zuständigkeiten der Sicher- 
heitsbehörde hinsichtlich des Triebfahrzeugführerscheins 
und damit die Aufgaben aus Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe a, b, c, g und h der Richtlinie. Der Sicherheitsbe- 
hörde obliegt die Erteilung und Aktualisierung der Trieb- 
fahrzeugführerscheine und die Ausstellung von Duplikaten 
(Buchstabe a) sowie die Durchführung regelmäßiger Über- 
prüfungen und Kontrollen (Buchstabe b). Sie ist ferner zu- 
ständig für die Aussetzung und Entziehung von Triebfahr- 
zeugführerscheinen (Buchstabe c). 

Zu Buchstabe b 

Die Neuregelung beinhaltet die Zuständigkeiten der Sicher- 
heitsbehörde hinsichtlich der hannonisierten Zusatzbeschei- 
nigung (Bescheinigung), die von den Eisenbahnen ausge- 
stellt wird und die Infrastruktur und Fahrzeuge aufzählt, die 
der Inhaber eines Triebfahrzeugführerscheins nutzen bzw. 
führen darf. Umfasst sind 

aa) die Aufgaben nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b 
und g der Richtlinie hinsichtlich der Überwachung des 
Verfahrens zur Erteilung der Bescheinigung und 

bb) die Aufgaben nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c 
der Richtlinie hinsichtlich der Aufforderung an die aus- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 16/12587 


stellende Eisenbahn zur Aussetzung einer von ihr erteil- 
ten Bescheinigung. Hierzu muss die Sicherheitsbehörde 
überwachen können, ob die Erteilungsvoraussetzungen 
weiterhin gegeben sind. Die Aufforderung an die ausstel- 
lende Eisenbahn zur Aussetzung stellt eine erforderliche 
Aufsichtsmaßnahme dar. 

cc) Beschwerdefälle. Nach Artikel 15 Satz 2 der Richtlinie 
können sich die Parteien an die zuständige Behörde oder 
an eine unabhängige Beschwerdestelle wenden, wenn 
keine Einigung zwischen der Eisenbahn und dem Trieb- 
fahrzeugführer über die Ausstellung der harmonisierten 
Zusatzbescheinigung erzielt werden konnte. 

Zu Buchstabe c 

Buchstabe c regelt die Zuständigkeit der Sicherheitsbehörde 
für das Führen des behördlichen Triebfahrzeugführerschein- 
registers nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f der 
Richtlinie. 

Zu Buchstabe d 

Die Neuregelung verankert die Zuständigkeit der Sicher- 
heitsbehörde für Anerkennungen nach Artikel 19 Absatz 1 
Satz 1 Buchstabe d in Verbindung mit Artikel 25 der Richt- 
linie (für Prüfer von Triebfahrzeugführer) und nach Arti- 
kel 1 1 Absatz 2 und 3 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 2 
(für Ärzte und Psychologen) sowie das Führen eines entspre- 
chenden Registers über anerkannten Personen und Stellen 
gemäß Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie. 

Entsprechend den Regelungen in Artikel 1 9 Absatz 2 bis 4 
der Richtlinie kann die Sicherheitsbehörde den überwiegen- 
den Teil der Aufgaben auf Dritte übertragen. Dies ist in der 
neuen Vorschrift des § 1 Absatz la BEWG geregelt (siehe 
Artikel 2). 

Zu Nummer 2 (§ 5a Absatz 2) 

Die Änderung enuöglicht es den Eisenbahnaufsichtsbehör- 
den des Bundes und der Länder gegenüber allen denjenigen, 
die durch die in § 5 Absatz 1 genannten Vorschriften ver- 
pflichtet werden, Anordnungen zu treffen. Die abschließen- 
de Auflistung in den bisherigen Nummern 1 und 2 wurde zu 
einer Generalklausel zusammengefasst. Somit ist eine expli- 
zite Aufnahme der nach § 7d anerkannten Prüfer entbehr- 
lich. Zudem erfordert künftig nicht jede europäische Ände- 
rung, die sich auf den Adressatenkreis der Anordnungen der 
Eisenbahnaufsichtsbehörden auswirkt, eine Änderung des 
Kataloges des § 5a Absatz 2 AEG, vielmehr reicht eine ent- 
sprechende Verordnungsänderung aus. 

Zu Nummer 3 (§ 7d) 

Der ursprüngliche § 7d umfasste lediglich die Genehmigung 
von Schulungseinrichtungen. 

Die Neufassung der Vorschrift enthält nunmehr sämtliche 
Anerkennungen durch die zuständige Behörde nach der 
Richtlinie. 

Nach Artikel 25 Absatz 2 der Richtlinie bedürfen Prüfer und 
nach Artikel 1 1 Absatz 2 und 3 der Richtlinie zudem auch 
Ärzte und Psychologen, die Triebfahrzeugführer untersu- 
chen, einer Zulassung oder Anerkennung. 


Eine gesonderte Regelung für die Anerkeimung von Ausbil- 
dern ist nicht erforderlich, da nach Artikel 23 Absatz 4 der 
Richtlinie in Verbindung mit Artikel 13 der Eisenbahn- 
sicherheitsrichtlinie Ausbildungsaufgaben durch Schulungs- 
einrichtungen wahrgenommen werden. Der Begriff der 
„Schulungseinrichtung“ ist nicht örtlich zu verstehen, ent- 
scheidend ist vielmehr, dass entsprechende Vorrichtungen 
(z. B. Fahrsimulatoren) zur Verfügung stehen, mit deren Hil- 
fe das erforderliche Wissen vennittelt wird. 

Die Voraussetzungen für die Anerkeimung sowie das Verfah- 
ren werden in einer Rechts verordnung auf der Grundlage des 
§ 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 5 und 16 geregelt. Die bis- 
herigen Absätze 2 bis 4 entfallen daher. 

Die Neuregelung des Satzes 2 entspricht der bisherigen Re- 
gelung des Absatzes 4 für Eisenbahnen, die Schulungsein- 
richtungen betreiben und die über eine Sicherheitsbescheini- 
gung nach § 7a bzw. über eine Sicherheitsgenehmigung nach 
§ 7c verfügen oder die einen Eisenbahnbetriebsleiter bestellt 
haben, dessen Bestellung durch die zuständige Eisenbahn- 
aufsichtsbehörde bestätigt worden ist. Die Beschränkung auf 
öffentliche Eisenbahnen wurde gestrichen, sämtliche Eisen- 
bahnen, die die Anforderungen erfüllen, bedürfen keiner An- 
erkennung nach § 7d Satz 1 Nummer 1. 

Zu Nummer 4 (§ 7e) 

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 23 Absatz 4 
der Richtlinie. Den Triebfahrzeugführem sowie denjenigen, 
die zum Triebfahrzeugführer ausgebildet werden, ist ein 
nichtdiskriminierender Zugang zu Schulungseinrichtungen 
zu gewähren, sofern diese eine entsprechende Ausbildung 
anbieten. 

Zu Nummer 5 (§ 26 Absatz 1 Satz 1) 

Zu Nummer 4 

Ergänzung der Verordnungsermächtigung zum Triebfahr- 
zeugführerschein um das von der zuständigen Behörde zu 
führende Register der Triebfahrzeugführerscheine nach Ar- 
tikel 22 der Richtlinie sowie um das Überwachungsverfah- 
ren nach Artikel 16 und 29 der Richtlinie. 

Zu Nummer 5 

Ergänzung der Verordnungsermächtigung um 

a) das Verfahren der Anerkeimung der Prüfer und Ärzte/ 
Psychologen, die Untersuchungen von Triebfahrzeug- 
führem durchführen, 

b) die Möglichkeit, eine unabhängige Beschwerdestelle im 
Rahmen des Verfahrens zur Erteilung der Bescheinigung 
nach Artikel 1 5 Absatz 2 der Richtlinie einzurichten und 

c) das Führen von Registern der von den Eisenbahnen ausge- 

stellten Bescheinigungen nach Artikel 22 Absatz 2 der 
Richtlinie. 

Die Ermächtigung des Buchstabens d beinhaltet die bisheri- 
ge Nummer 5 zweiter Halbsatz zum Betriebsleiter. 

Zu Nummer 9 

Die Verordnungsermächtigung zur Gebührenerhebung wird 
auf die nach § 7d anerkannten Personen und Stellen (und so- 
mit z. B. auf die Prüfer) ausgedehnt. 
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Zu Nummer 16 

linie unübertragbaren Aufgaben, wie z. B. die Aussetzung 

Die Verordnungsermächtigung zu den Schulungseinrichtun- 
gen wird um die Registrierang der Anerkennungen (d. h. Ge- 
nehmigungen) nach § 7d Satz 1 Nummer 1 ergänzt. 

von Triebfahrzeugführerscheinen, können nicht übertragen 
werden. Denkbar wäre hingegen, das Führen des Triebfahr- 
zeugführerscheinregisters auf der neuen Grundlage zu dele- 
gieren. 

Zu Artikel 2 (BEWG) 

Die Neuregelung des § 1 Absatz la soll insbesondere Delega- 
tionen nach Artikel 1 9 Absatz 3 der Richtlinie ermöglichen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung (BMVBS) kann dem EBA durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Befugnis ertei- 
len, privaten Stellen bestimmte Aufgaben zu übertragen, wie 
z. B. die Befugnis zur Erteilung von Genehmigungen oder 
Zulassungen. 

Die Übertragung kann nur im Rahmen der gesetzlichen Vor- 
schriften erfolgen. Die nach Artikel 19 Absatz 2 der Rieht- 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Die Regelungen des 
Artikels 1 , die zum Erlass von Rechtsverordnungen ermäch- 
tigen, und Artikel 2 treten am Tag nach der Verkündung in 
Kraft, da die Neuregelung des § 1 Absatz la BEWG auch 
für andere Vorschriften benötigt wird, wie beispielsweise für 
die in Aussicht gestellte Verordnung zur Regelung des 
Verfahrens zum Bau von Eisenbahnbetriebsanlagen und zur 
öffentlichen Bestellung von Sachverständigen im Eisen- 
bahnwesen. Im Übrigen tritt das Gesetz am 3. Dezember 
2009 in Kraft. 


Umsetzung der Richtlinie 2007/59/EG 


Richtlinie 

Umsetzung 

Artikel 1 1 Absatz 2 und 3 i. V. m. Artikel 20 Absatz 2 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe a, Doppelbuch- 
stabe cc AEG 

§ 7d Satz 1 Nummer 3 AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe a AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe a AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe a AEG 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe b, Doppelbuch- 
stabe bb AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe d AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e 

§ 5 Absatz le Nummer 3, Nummer 8 Buchstabe d AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe c AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe g 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe b, Doppelbuch- 
stabe aa AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe h 

§ 5 Absatz le Nummer 8 Buchstabe b, Doppelbuch- 
stabe bb AEG 

Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe i 

VO 

Artikel 19 Absatz 2 bis 4 

§ 1 Absatz la BEWG 

Artikel 23 Absatz 5 und 6 i. V. m. Artikel 20 Absatz 2 

§ 7d Satz 1 Nummer 1 AEG 

Artikel 25 Absatz 2 

§ 7d Satz 1 Nummer 2 AEG 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Ge- 
setzes auf Bürokratiekosten geprüft, die durch Informations- 
pflichten begründet werden. 

Das Gesetz enthält zwei neue Informationspflichten für die 
Wirtschaft: 

- Antrag der Einrichtungen auf Anerkennung, die Prüfun- 
gen für die Erteilung des Triebfahrzeugführerscheins 
durchführen (§ 7d Absatz 1 Nummer 2 AEG - neu). Die 
Genehmigung ist auf fünf Jahre befristet. Das Bundesmi- 
nisterium geht bei 250 Antragstellern von einer jähr- 
lichen Kostenbelastung für die Wirtschaft von 1 520 Euro 
aus. 

- Antrag der Ärzte oder Psychologen auf Anerkennung, die 
Tauglichkeitsuntersuchungen bei Triebfahrzeugführen 
durchführen. Das Bundesministerium geht bei 500 An- 


tragstellern von einmaligen Kosten in Höhe 1 5 200 Euro 
aus. 

Das Bundesministerium erklärt, Alternativen zu den Infor- 
mationspflichten bestehen nicht, da sie durch die EG-Richt- 
linie vorgegeben sind. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Rege- 
lungsvorhaben. Das Bundesministerium hat angekündigt, 
dass weitere Informationspflichten zu Triebfahrzeugführen 
und Triebfahrzeugführerscheinen in noch zu erlassenden 
Verordnungen enthalten sein werden, die voraussichtlich 
Mitte des Jahres 2009 dem Normenkontrollrat zur Stellung- 
nahme vorgelegt werden. Der Normenkontrollrat bittet, die 
Informationspflichten und daraus erwachsende Bürokratie- 
kosten auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. 
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